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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 34.? 


(Nr. 8063.) Verordnung, betreffend die Beſeitigung verſchiedener in der Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein zur Hebung kommenden Gebühren und Diäten. Vom 22. Juli 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen auf Grund des $. 5. der Verordnung, betreffend die Einführung der 
Preußiſchen Geſetzgebung in Betreff der direkten Steuern in dem Gebiete der 
Sersogthümer Schleswig und Holſtein, vom 28. April 1867. (Geſetz-Samml. 

„543. ff.) und des §. 2. des Geſetzes, betreffend die Beſchränkung der in den 
neuen Landestheilen in Verwaltungs⸗ Angelegenheiten zur Erhebung kommenden 
Gebühren und Sporteln, vom 27. Februar 1868. (Geſetz-Samml. S. 177. ff.) 
für den Bereich der Provinz Schleswig⸗Holſtein, nach dem Antrage Unſeres 
Staatsminiſteriums, was folgt: 

6 


Die Gebühren und Diäten, welche von den Königlichen Kreis- und Diſtrikts⸗ 
beamten für die zu ihren Amtspflichten gehörende Wahrnehmung von Lokalterminen 
und örtlichen Beſichtigungen für Rechnung der Staatekaſſe erhoben werden, fom- 
men vom 1. Oktober 1872. ab inſoweit in Wegfall, als fie fi) auf einen Rechts- 
titel aus der Zeit vor der Einverleibung der Provinz Schleswig ⸗Holſtein in den 
Preußiſchen Staat gründen. 92 


Von demſelben Zeitpunkte ab kommen ferner in Wegfall ſämmtliche Ges 
bühren, welche in Strandſachen auf Grund des F. 32. der Strandordnung für 
die Herzogthümer Schleswig und Holſtein vom 30. Dezember 1803. (Chronol. 
Samml. S. 134.) zu Gunſten der Staatskaſſe oder beſtimmter Beamten (Ober⸗ 
beamten, Juſtizkameralbeamten) bisher erhoben worden ſind. 


$. 3. 

Die Vorſchrift des §. 1. findet keine Anwendung auf die Vergütungen für 
ſolche Lokalgeſchäfte der Königlichen Kreis⸗ und Diſtriktsbeamten, welche lediglich 
dem Intereſſe von Privatperſonen dienen, z. B. Schauungen eines Waſſerlaufs 
auf Antrag der ſtreitenden Betheiligten, oder welche von denſelben mit Genehmi- 
gung der vorgeſetzten Dienſtbehörde nebenamtlich oder außeramtlich wahrgenommen 
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werden, z. B. in Kirchenviſitations⸗, Deich, Waſſerlöſungs., Brandweſens⸗ 
u. ſ. w. Angelegenheiten. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 22. Juli 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Zugleich für die Miniſter des 
Innern und der Juſtiz: 


Gr. v. Itzenplitz, v. Selchow. Camphauſen. Falk. 


(Nr. 8064.) Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von 
Görlitz nach Zittau. Vom 31. Dezember 1871. 


Same Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Majeſtät 
der König von Sachſen, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahnverbindungen 
zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten zu erweitern, haben zum Behufe einer 
hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor der Eiſenbahnverwaltung Julius 
Alexander Theodor Weis haupt, 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Paul Ludwig Wil— 
helm Jordan; 
Seine Majeſtät der König von Sachſen: 
Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter am Königlich Preußiſchen Hofe, Geheimen Rath Hand 
v. Könneritz, 
von welchen, unter Vorbehalt der Ratifikation, der nachſtehende Vertrag verab- 
redet und abgeſchloſſen worden iſt. i 


Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche und die Königlich Sächſiſche Regierung ſind 
übereingekommen, eine Eiſenbahn von Görlitz nach Zittau zuzulaſſen und zu 
fördern. Die Königlich Sächſiſche Regierung wird die Konzeſſion zum Bau 
und Betriebe der Bahn für die in Ihrem Gebiete belegene Strecke der Berlin 
Görlitzer Eiſenbahngeſellſchaft extheilen, welche für die Strecke im Königlich 
Preußiſchen Gebiete unterm 9. Oktober 1871. konzeſſionirt worden iſt. 


Artikel 2. 
Die Königlich Sächſiſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß die 
Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahngeſellſchaft ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung 
in 
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in Preußen behalte und daß das allgemeine geſetzliche Aufſichtsrecht über die 
Geſellſchaft und ihr Unternehmen von der Königlich Preußiſchen Regierung aus⸗ 
geübt werde. 
Artikel 3. 


Die Bahn ſoll, von Görlitz ausgehend, unter Anſchluß an den dortigen 
Bahnhof über Nickers, Oſtritz, Hirſchfelde geführt und bei Zittau mit dem 
daſelbſt vorhandenen Bahnhof in Schienenverbindung gebracht werden. Bei 
jedem der vorgenannten Zwiſchenpunkte iſt ein Bahnhof anzulegen. 

Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie wie des geſammten Bauplanes 
und der einzelnen Bauentwürfe bleibt der Königlich Preußiſchen Regierung vor⸗ 
behalten, jedoch ſoll die landespolizeiliche Feſtſetzung der Wegeübergänge, Brücken, 
Durchläſſe, Flußkorrektionen, Vorfluthsanlagen und Parallelwege nebſt der bau⸗ 
polizeilichen Prüfung der Bahnhofsanlagen im Königlich Sächſiſchen Gebiete 
den dortigen kompetenten Behörden zuſtehen. 


Artikel 4. 


Es ſoll zwar der Geſellſchaft geſtattet werden, die Bahn zunächſt nur mit 
Einem durchgehenden Geleife zu verſehen; das Terrain iſt jedoch von vornherein 
für eine doppelgeleiſige Bahn zu erwerben. Die Spurweite der Geleiſe fol 
vier Fuß acht und einen halben Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten der Schienen 
betragen. 

Artikel 5. 

Der Erwerb der zur Anlage der Bahn erforderlichen Grundſtücke geſchieht, 
inſofern eine gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen iſt, 
in jedem der beiden Gebiete nach den Beſtimmungen des dort geltenden, bezie⸗ 
hungsweiſe zu erlaſſenden Expropriationsgeſetzes. 

Jede der Hohen Regierungen wird für Ihr Gebiet der Geſellſchaft das 
Expropriationsrecht rechtzeitig ertheilen. 


Artikel 6. 


Der Bau der Bahn ſoll ſolide und dauerhaft ausgeführt werden, damit 
Gefahren und Störungen des Betriebes nicht zu beſorgen ſind und Perſonen, 
Güter, ſowie ſonſtige Gegenſtände, welche auf Eiſenbahnen befördert zu werden 
geeignet ſind, ohne Nachtheile transportirt werden können. 


Artikel 7. 

Die Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahngeſellſchaft hat wegen aller Entſchädigungs⸗ 
anſprüche, die aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes auf Königlich 
Sächſiſchem Gebiete entſtehen und gegen ſie geltend gemacht werden möchten, der 
Königlich Sächſiſchen Gerichtsbarkeit und, inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen, 
den Königlich Sächſiſchen Geſetzen ſich zu unterwerfen. 

Der Königlich Sächſiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
zwiſchen Ihr und der Geſellſchaft, ſowie die Handhabung der Ihr über die be⸗ 
treffende Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheits⸗ und Aufſichts rechte, einer Behörde zu 
übertragen. % 5 
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Dieſe Behörde hat die Beziehungen ihrer Regierung zu der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung in allen Fällen zu verkreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der 
kompetenten Polizei- oder Gerichtsbehörden geeignet find. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich bei Angelegenheiten territorialer Natur, 
welche hiernach von der betreffenden Königlich Sächſiſchen Behörde reſſortiren, 
an dieſe zu wenden. Die gedachten Funktionen können von der Königlich 
Sächſiſchen Regierung auch einem beſonderen Kommiſſarius übertragen werden. 


Artikel 8. 

Die im Königlich Sächſiſchen Gebiete angeſtellten Beamten der Geſellſchaft 
ſind den Königlich Sächſiſchen Landesgeſetzen unterworfen. Die Angehörigen des 
einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates angeſtellt werden möchten, 
ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathslandes nicht aus. 

Die Geſellſchaft ſoll verpflichtet werden, die von ihr anzuſtellenden Bahn⸗ 
wärter, Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme der einer tech⸗ 
niſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civilanſtellungs⸗ 
berechtigung entlaſſenen Militairs, ſoweit dieſelben das 35. Lebensjahr noch nicht 
überſchritten haben, zu wählen. 

Bei Beſetzung der unteren Beamtenſtellen innerhalb des Sächſiſchen Ge 
biets wird Seitens der Geſellſchaft bei ſonſt gleicher Qualifikation auf die Be⸗ 
werbungen Königlich Sächſiſcher Unterthanen beſondere Rückſicht genommen werden. 

Artikel 9. 

Die Geſellſchaft ſoll als Aequivalent für die im Königreich Sachſen 
beſtehende Grund» und Gewerbeſteuer der Königlich Sächſiſchen Regierung eine 
jährliche Abgabe entrichten, welche der im Königreiche Preußen zufolge der 
Geſetze vom 30. Mai 1853. und 21. Mai 1859, ſowie der dazu etwa noch 
ergehenden abändernden und ergänzenden Beſtimmungen vom Reinertrage der 
Privateiſenbahnen zu erlegenden Abgabe entſpricht. Zu dieſem Behufe wird die 
1 Preußiſche Regierung dieſe Abgabe von der Geſellſchaft erheben und 
von dem Betrage derſelben an die Königlich Sächſiſche Regierung denjenigen 
Theil abführen, welcher nach dem Verhältniſſe der Geſammtlänge der Bahn von 
Görlitz nach Zittau zu der Länge der davon auf Königlich Sächſiſchem Gebiete 
belegenen Strecke auf die letztere entfällt. Die Zahlung erfolgt alljährlich post- 
numerando und zum erſten Male für das auf die Betriebseröffnung folgende, 
mit dem 1. Januar beginnende Rechnungsjahr. 

Eine weitere Beiziehung des Unternehmens im Königreich Sachſen zu den 
daſelbſt beſtehenden direkten Staatsſteuern findet nicht ſtatt und ebenſowenig 
wird daſſelbe dort einer Konzeſſionsabgabe unterworfen. 

In dieſen Verhältniſſen fol keine Aenderung eintreten, wenn das Eigen⸗ 
thum an der im Königlich Sächſiſchen Gebiete belegenen Bahnſtrecke, beziehungs⸗ 
weiſe der Betrieb auf derſelben, an die Königlich Preußiſche Regierung übergehen 
ſollte (Artikel 10.). 

Artikel 10. 


Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche Regierung die in Ihrem Ge⸗ 
biete belegene Strecke der Görlig⸗ Zittauer Eiſenbahn ankaufen würde, gr 
ie 
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die Königlich Sächſiſche Regierung der Königlich Preußiſchen Regierung das 
Recht des Ankaufs auch der Sächſiſchen Strecke nach Maßgabe des Königlich 
Preußiſchen Geſetzes über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838., 
behält ſich jedoch die Befugniß vor, das Eigenthum der in Ihr Gebiet fallenden 
Bahnſtrecke zu jeder Zeit, nachdem dieſelbe von der Königlich Preußiſchen Regie⸗ 
rung angekauft iſt, nach einer mindeſtens Ein Jahr vorher gemachten Ankündi⸗ 
gung unter denſelben Bedingungen an ſich zu ziehen, unter welchen die Königlich 
Preußiſche Regierung daſſelbe erworben hat, ſelbſtverſtändlich unter Vergütung 
der von letzterer Regierung inzwiſchen ausgeführten Meliorationen, wie auch nach 
Abzug des zu ermittelnden Betrages etwaiger Deteriorationen. Aber auch in 
dieſem Falle ſoll die Verwaltung und die Leitung des Betriebes auf der ge⸗ 
ſammten Bahn der Königlich Preußiſchen Regierung gegen Ablieferung der auf 
die Sächſiſche Strecke entfallenden Betriebsüberſchüſſe nach den überall in Kraft 
bleibenden Beſtimmungen dieſes Vertrages verbleiben. 


Artikel 11. 


Die Feſtſetzung des Tarifs und Fahrplans erfolgt allein durch die König⸗ 
lich Preußiſche Regierung. ER 

Zwiſchen Görlitz und Zittau follen in beiden Richtungen täglich mindeſtens 
drei Züge mit Perſonenbeförderung eingerichtet werden, und es ſoll hiervon 
mindeſtens Ein Zug die vierte Wagenklaſſe führen. 


Artikel 12. 


Beide Hohe Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß der Geſellſchaft 
bei Ertheilung der Konzeſſion zum Bau und Betriebe des Sächſiſchen Theiles 
der Bahn in gleicher Weiſe, wie dies für den Preußiſchen Theil der Bahn ge⸗ 
ſchehen iſt, die Erfüllung derjenigen Bedingungen aufgegeben werden ſoll, welche 
im Intereſſe der Poft-, Militair- und Telegraphenverwaltung den im Gebiete des 
früheren Norddeutſchen Bundes in neuefter Zeit konzeſſionirten Bahnen auferlegt 
worden ſind oder künftig durch Bundesbeſchlüſſe allgemein auferlegt werden 
möchten. Auch ſoll die Geſellſchaft verpflichtet werden, auf Verlangen der 
Königlich Preußiſchen Regierung den Einpfennigtarif für den Transport auf 
größere Entfernungen von Kohlen und Koaks und event. der übrigen im 
Artikel 45. der Verfaſſung des Deutſchen Reichs bezeichneten Gegenſtände 
einzuführen. e 

In Bezug auf die Beſchädigung der Bahn in Kriegsfällen ſollen die Be⸗ 
ſtimmungen des Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838. auch für das König⸗ 
lich Sächſiſhe Gebiet Geltung haben. 


Artikel 13. 


Beide vertragſchließende Regierungen behalten Sich, eine jede für Sich, 
das Recht vor, von dem gegenwärtigen Vertrage zurückzutreten, ſobald die Aus⸗ 
führung der Bahn nicht ſpäteſtens bis 1. Januar 1874. begonnen ſein wird. 

ie Dauer der Bauzeit ſoll drei Jahre nicht überſchreiten. 
(Nr. 8064-8065.) Art. 
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Artikel 14. 


Dieſer Vertrag ſoll in zwei gleichlautenden Exemplaren ausgefertigt und 
beiderſeits zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die Auswechſelung 
der beiderſeitigen Ratifikations⸗Urkunden ſoll in Berlin erfolgen. 


So geſchehen Berlin, den 31. Dezember 1871. 


(L. S.) Julius Alexander Theodor Weishaupt. 
(L. S.) Paul Ludwig Wilhelm Jordan. 
(L. S.) Hans v. Könneritz. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt und die Auswechſelung der Rati⸗ 
fikations⸗Urkunden iſt bewirkt worden. 


(Nr. 8065.) Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen wegen Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Löbau in nördlicher Richtung zum Anſchluſſe an die Berlin-⸗Görlitzer 
Bahn. Vom 31. Dezember 1871. 


See Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Majeftät 
der König von Sachſen, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahnverbindungen 
zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten zu erweitern, haben zum Behufe einer 
hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preuß en: 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor der Eiſenbahnverwaltung Julius 
Alexander Theodor Weishaupt, 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Paul Ludwig Wil— 
helm Jordan; 
Seine Majeſtät der König von Sachſen: 
Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter am Königlich Preußiſchen Hofe, Geheimen Rath Hans 
v. Könneritz, 
von welchen, unter Vorbehalt der Ratifikation, der nachſtehende Vertrag ver⸗ 
abredet und abgeſchloſſen worden iſt. 


Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche und die Königlich Sächſiſche Regierung find über⸗ 
eingekommen, eine Eiſenbahn von Löbau in nördlicher Richtung mit Anſchluß 
bei Rietſchen oder Weißwaſſer an die Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahn zuzulaſſen und 
zu fördern. Die 
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Die Königlich Sächſiſche Regierung ſoll berechtigt fein, entweder die Bahn 
auf Ihre Koſten herſtellen und betreiben zu laſſen, oder den Bau und Betrieb 
der Bahn einer Privatgeſellſchaft zu übertragen. 

Ignm Falle eines Privatunternehmens wird die Königlich Preußiſche Re⸗ 
Nied die Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Bahn für die in Ihrem Ge 
biete belegene Strecke derſelben Aktiengeſellſchaft ertheilen, welche für die Strecke 
im Königlich Sächſiſchen Gebiete konzeſſionirt werden wird. 


Artikel 2. 


Die Bahn ſoll im Allgemeinen, von Löbau ausgehend, unter Anſchluß 
an den dortigen Bahnhof der Dresden⸗Görlitzer Eiſenbahn nach Rietſchen oder 
Weißwaſſer geführt und dort auf der betreffenden Station der Berlin-Görliger 
Eiſenbahn mit dieſer in Schienenverbindung gebracht werden. 

Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie, wie des geſammten Bauplanes 
und der einzelnen Bauentwürfe bleibt der Königlich Sächſiſchen Regierung vor- 
behalten. Jedoch ſoll die landespolizeiliche Feſtſetzung der Wegeübergänge, 
Brücken, Durchläſſe, Flußkorrektionen, Vorfluthsanlagen und Parallelwege, nebſt 
der Anlage von Bahnhöfen und Halteſtellen, ſowie die baupolizeiliche Prafung 
der Bahnhofsanlagen im Königlich Preußiſchen Gebiete den dortigen kompetenten 
Behörden zuſtehen. 


Artikel 3. 


Es ſoll zwar geſtattet werden, die Bahn zunächſt nur mit Einem durch⸗ 
gehenden Geleiſe zu verſehen. Das Terrain iſt jedoch von vornherein für eine 
doppelgeleiſige Bahn zu erwerben. Die Spurweite der Geleife ſoll vier Fuß 
acht und einen halben Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten der Schienen betragen. 


Artikel 4. 


Der Erwerb der zur Anlage der Bahn erforderlichen Grundſtücke geſchieht, 
inſofern eine gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen ift, 
in jedem der Vader Gebiete nach den Beſtimmungen des dort geltenden, bezie⸗ 
hungsweiſe zu erlaſſenden Expropriationsgeſetzes. n 

ede der Hohen Regierungen wird für Ihr Gebiet der Königlich Sächſi⸗ 
ſchen Eiſenbahnverwaltung, beziehungsweiſe der zu konzeſſionirenden Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft, das Expropriationsrecht rechtzeitig ertheilen. 
Artikel 5. 

Der Bau der Bahn ſoll ſolide und dauerhaft ausgeführt werden, damit 

Gefahren und „ des Betriebes nicht zu beſorgen ſind und Perſonen, 
üter, ſowie ſonſtige Gegenſtände, welche auf Eiſenbahnen befördert zu werden 
geeignet ſind, ohne Nachtheil transportirt werden können. 


Artikel 6. 


Der Eigenthümer der Bahn hat wegen aller Entſchädigungsanſprüche, die 
aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes auf Königlich Preußiſchem 
Gebiete entſtehen und gegen ihn geltend gemacht werden möchten, der Königlich 
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Preußiſchen Gerichtsbarkeit und, inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen, den 
Königlich Preußiſchen Geſetzen ſich zu unterwerfen. 

Im Fall der Ausführung durch eine Privatgeſellſchaft bleibt der Königlich 
Preußiſchen Regierung vorbehalten, den Verkehr zwiſchen Ihr und der zu kon⸗ 
zeſſionirenden Geſellſchaft, ſowie die Handhabung der Ihr über die betreffende 
Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheits, und Aufſichtsrechte, einer Behörde zu übertragen. 

Dieſe Behörde hat die Beziehungen ihrer Regierung zu der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der 
kompetenten Polizei⸗ oder Gerichtsbehörden geeignet ſind. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich bei Angelegenheiten territorialer Natur, 
welche hiernach von der betreffenden Königlich Preußiſchen Behörde reſſortiren, 
an dieſe zu wenden. Die gedachten Funktionen können von der Königlich Preußi⸗ 
ſchen Regierung auch einem beſonderen Kommiſſarius übertragen werden. 


Artikel 7. 


Die im Königlich Preußiſchen Gebiete angeſtellten Eiſenbahnbeamten ſind 
den Königlich Preußiſchen Landesgeſetzen unterworfen. Die Angehörigen des 
einen Staats, welche im Gebiete des anderen Staats angeſtellt werden möchten, 
ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathslandes nicht aus. 

Bei Beſetzung der unteren Beamtenſtellen innerhalb des Preußiſchen Ge⸗ 
biets wird, bei ſonſt gleicher Qualifikation, auf die Bewerbungen Preußiſcher 
Unterthanen beſondere Rückſicht genommen werden. 


Artikel 8. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird von dem in Rede ſtehenden 
Eifenbahn-Unternehmen, falls und fo lange daſſelbe im Eigenthum der Königlich 
Sächſiſchen Regierung ſich befindet, bezüglich der in Ihrem Gebiete belegenen 
Strecke keine andere öffentliche Abgabe, als die durch das Geſetz vom 16. März 1867., 
ſowie die dazu etwa noch ergehenden abändernden und ergänzenden Beſtimmungen 
Fa Eiſenbahnabgabe erheben, auch den Schienenweg zur Grundſteuer nicht 

eranziehen. 

Sollte die Bahn Eigenthum einer Privatgeſellſchaft werden, ſo wird die 
Königlich Preußiſche Regierung den Betrieb auf der Bahnſtrecke in Ihrem Ge⸗ 
biete mit der durch die Preußiſchen Geſetze vom 30. Mai 1853. und 21. Mai 1859., 
owie die dazu etwa noch ergehenden abändernden und ergänzenden Beſtimmungen 
eſtgeſetzten Abgabe belegen. 

Dieſe Abgabe ſoll von dem Reinertrage der ganzen Bahn berechnet und 
zu demjenigen Betrage an die Königlich Preußiſche Regierung abgeführt werden 
welcher ſich nach dem Verhältniſſe berechnet, in welchem die Länge der auf 
Königlich Preußiſchem Gebiete liegenden Strecke zu der Geſammtlänge der ganzen 
Bahn ſteht. Die Zahlung erfolgt alljährlich postnumerando, und zwar zum 
erſten Male für das auf die Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. Januar 
beginnende Rechnungsjahr. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung wird der Königlich Preußiſchen die 
Berechnung des Reinertrages der Bahn alljährlich mittheilen und für die is 
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führung der Abgabe an die von der Königlich Preußiſchen Regierung zu ber 
zeichnende Kaſſe Sorge tragen. ö 

Außer dieſer Abgabe werden im Königlich Preußiſchen Gebiete weitere 
Staatsſteuern von dem Betriebe der Bahn nicht erhoben werden, desgleichen 
auch keine Grundſteuer von dem Schienenwege. 


Artikel 9. 5 
Für den Fall, daß die Bahn von der Königlich Sächſiſchen Regierun 
Ba und betrieben wird, behält ſich die Königlich Wrengiſche Hege das 
echt vor, die innerhalb Ihres Gebietes belegenen Bahnſtrecken nebſt Zubehör 
nach Verlauf von dreißig Jahren nach Vollendung derſelben, in Folge einer 
mindeſtens zwei Jahre vorher zu machenden Ankündigung, gegen Erſtattung des 
Anlagekapitals (Koſten der erſten Anlage einſchließlich der während der Bauzeit 
aufgelaufenen vierprozentigen Zinſen, ſowie der Koſten für ſpätere Vervollſtän⸗ 
digungen und Erweiterungen) zu erwerben. Inſofern jedoch zur Zeit der Er⸗ 
werbung der Zuſtand der Bahn gegen die urſprüngliche Anlage ſich weſentlich 
verſchlechtert haben möchte, ſo wird von dem urſprünglichen Anlagekapital nach 
einem durch Sachverſtändige zu beſtimmenden Prozentſatze ein dem dermaligen 
Zuſtande entſprechender Abzug gemacht werden. f 
alls die Ausführung und das Eigenthum der Bahn einer Privatgeſellſchaft 
überlaſſen werden ſollte, wollen beide Hohe Regierungen Sich der Geſellſchaft 
gegenüber das Recht reſerviren, die in Ihren reſp. Gebieten belegenen Strecken 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des Preußiſchen Geſetzes über Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. November 1838. an Sich zu bringen. 

Ungeachtet einer auf die eine oder andere Weiſe etwa eintretenden Aenderung 
in den Eigenthumsverhältniſſen der Bahn ſoll eine Unterbrechung des Betriebes 
auf derſelben niemals eintreten, vielmehr wegen Erhaltung eines ungeſtörten ein⸗ 
heitlichen Betriebes, unter Anwendung gleicher Tarifſätze und Tarifbeſtimmungen 
für die ganze Bahnlinie, zuvor eine den Verhältniſſen angepaßte Verſtändigung 
Platz greifen. N 

5 Artikel 10. 
„Die Feſtſetzung des Tarifs und Fahrplans erfolgt allein durch die Königlich 
Sächſiſche Regierung. 5 SR 

Es ſollen jedoch in beiden Richtungen täglich mindeſtens drei Züge mit 
Perſonenbeförderung eingerichtet werden, und es ſoll hiervon mindeſtens Ein Zug 
die vierte Wagenklaſſe führen. 

Artikel 11. 


Beide Hohe Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß für den Fall 
der Ausführung der Bahn durch eine Privatgeſellſchaft die Konzeſſion zum Bau 
und Betriebe der Bahn davon abhängig gemacht werden ſoll, daß die Geſellſchaft 
ſich denjenigen Bedingungen unterwirft, welche im Intereſſe der Poſt⸗, Militair⸗ 
und Telegraphenverwaltung den im Gebiete des früheren Norddeutſchen Bundes 
in neueſter Zeit konzeſſionirten N auferlegt worden ſind oder künftig durch 
Bundesbeſchlüſſe 1 auferlegt werden möchten. Auch ſoll die zu kon⸗ 
zeſſionirende Geſellſchaft verpflichtet werden, auf Verlangen der Königlich Sächſiſchen 

Jahrgang 1872. (Nr. 80658066.) 81 Re⸗ 


„ 


Regierung auf der Bahn den Einpfennigtarif für den Transport auf größere 
Entfernungen von Kohlen und Koaks und event. der übrigen im Artikel 45. der 
Verfaſſung des Deutſchen Reichs bezeichneten Gegenſtände einzuführen. 
Artikel 12. 
Beide vertragſchließende Regierungen behalten Sich, eine jede für Sich, das 


" 


Recht vor, von dem gegenwärtigen Vertrage zurückzutreten, ſobald die Ausführung 

der Bahn nicht ſpäteſtens bis 1. Januar 1874. begonnen fein wird. Die Dauer 

der Bauzeit ſoll drei Jahre nicht überſchreiten. | 
Artikel 13. 


Dieſer Vertrag ſoll in zwei gleichlautenden Exemplaren ausgefertigt und 
beiderſeits zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die Auswechſelung 
der beiderſeitigen Ratifikations⸗Urkunden ſoll in Berlin erfolgen. 


So geſchehen Berlin, den 31. Dezember 1871. 
(L. S.) Julius Alexander Theodor Weishaupt. 


(L. S.) Paul Ludwig Wilhelm Jordan. 
(L. S.) Hans v. Könneritz. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt und die Auswechſelung der Ra⸗ 
tifikations⸗Urkunden iſt bewirkt worden. We 


(Nr. 8066.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. April 1872., betreffend die Ueberweiſung der ge- 
ſammten Verwaltung des Veterinärweſens mit Einſchluß der Veterinär 
polizei an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 23. d. M. genehmige Ich hier⸗ 
durch unter Abänderung der Order vom 22. Juni 1849. die Ueberweiſung der 
geſammten Verwaltung des Veterinärweſens mit Einſchluß der Veterinärpolizei 
an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten mit der Maßgabe, 
daß der Letztere in allen Fällen, in welchen durch Anordnungen in der Veterinär⸗ 
Verwaltung die Intereſſen anderer Reſſorts betroffen werden, vor der Entſcheidung 
ſich mit den betheiligten Miniſtern zu benehmen und nach Lage der Umſtände 
emeinſchaftlich mit ihnen zu handeln hat. Insbeſondere iſt der Lehrplan der 
hierarzneiſchulen vor der Genehmigung durch den Miniſter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten den Miniſtern des Krieges und der Unterrichts- 
und Medizinal- Angelegenheiten zur Aeußerung mitzutheilen, auch mit denſelben 
jede organiſche Verfügung über die Ausbildung der Thierärzte vorher zu be⸗ 


rathen. 
Mit 


Mit der Ausführung dieſes durch die n zu machen⸗ 
den Erlaſſes find die Miniſter für die landwirthſchaftlichen ngelegenheiten und 
der Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten beauftragt. 5 


Berlin, den 27. April 1872. g 
Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. ». Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. Falk. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 8067.) Allerhöchſter Erlaß vom 12. August 1872. betreffend die Genehmigung des 
zwiſchen der Heſſiſchen Ludwigs- und der Frankfurt- Hanauer Eifenbahn- 
geſellſchaft unterm 27. Dezember 1862. abgeſchloſſenen Fuſionsvertrages 
und die Reviſion der der letztgenannten Geſellſchaft ertheilten Konzeſſionen. 


N. dem die Heſſiſche Ludwigs⸗-Eiſenbahngeſellſchaft ſich verpflichtet hat, auf 
der Sn Bahn, ſowie auf der Strecke Kahl⸗Aſchaffenburg, fo 
lange letztere von der Geſellſchaft betrieben wird, endlich auch auf der Bahn von 
Frankfurt a. M. nach Mainz weder im Lokal- noch in einem direkten Verkehre 
höhere Tarifſätze pro Jentner und Meile zu erheben, als auf der Bahnſtrecke 
Aſchaffenburg⸗Darmſtadt⸗Mainz, ferner auch ſich bereit erklärt hat, alle Verkehrs. 
erleichterungen, welche auf der letztgenannten Strecke eingeführt werden, der Linie 
Aſchaffenburg⸗Frankfurt⸗Mainz zu Gute kommen zu laſſen, will Ich auf Ihren 
Bericht vom 5. August d. J. in Gemäßheit des 5. 7. des Vertrages vom 
26/29. Januar 1872. (Geſez⸗Samml. pro 1872. S. 424.) den zwiſchen der 
Heſſiſchen Ludwigs⸗ und der Frankfurt- Hanauer Eiſenbahngeſellſchaft unterm 
27. Dezember 1862. abgeſchloſſenen Fuſionsvertrag hiermit genehmigen, gleich- 
zeitig auch anordnen, daß die Beſtimmungen der der erſtgedachten Geſellſchaft 
für die Bahnen von Frankfurt reſp. Mainz nach Camberg ertheilten be rant. 
mit Ausnahme der sub Nr. VIII. getroffenen Feſtſetzungen auch auf die Frank. 
furt⸗Hanauer Bahn Anwendung finden. Die Beftimmungen der unterm 28. Juli 
reſp. 6. Auguſt 1844. von der ehemaligen Kurfürſtlich Heſſiſchen Regierung reſp. 
der vormals freien Stadt Frankfurt für die Frankfurt⸗Hanauer Bahn ertheilten 
Konzeſſionen werden aufgehoben, ausgenommen der $. 21. der erſteren und $. 20. 
der letzteren Konzeſſion, welche ebenſo wie die, das Verhältniß der Poſtverwal⸗ 
tung zur Frankfurt⸗Hanauer Bahn regelnden Verträge in Kraft bleiben. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Gefeß- Sammlung zu veröffentlichen. 
Bad Gaftein, den 12. Auguft 1872. \ 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 80668068) (Nr. 8068.) 


nr 
(Nr. 8068.) Bekanntmachung, betreffend die der Heſſiſchen Ludwigs Eiſenbahngeſellſchaft 


ertheilte landesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Eiſenbahnen 
von Frankfurt a. M. reſp. Mainz nach Camberg. Vom 14. Auguſt 1872. 


pr Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Konzeſſionsurkunde vom 
7. Auguſt 1872. der Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft den Bau und Betrieb 


1) einer Eiſenbahn von Frankfurt a. M. durch das Lorsbach⸗Thal nach 
Camberg, und 


2) einer Eiſenbahn von Mainz nach Wiesbaden und zum Anſchluß an die 
sub 1 erwähnte Bahn 


unter gleichzeitiger Verleihung des Expropriationsrechts zu geſtatten geruht. 


Die vorgedachte Urkunde gelangt durch das Amtsblatt der Königlichen 
Regierung zu Wiesbaden zur Veröffentlichung. 


Berlin, den 14. Auguſt 1872. 
Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
5 Im Auftrage: 
Duddenhauſen. 


Bekanntmachung. 


Nac Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 

1) das Statut für den Bledauer Beek⸗Verband in dem Kreiſe Fiſchhauſen 
und dem Landkreiſe Königsberg vom 24. April 1872. durch das Amts⸗ 
blatt der Königlichen Regierung zu Königsberg vom 6. Juni 1872. 
Nr. 23. S. 125. bis 129. 

2) das Statut des Zons⸗Dormagener Sommer- Deichverbandes vom 29. April 
1872. durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Düſſeldorf 
vom 1. Juni 1872. Nr. 22. S. 189/190.; 

3) die Allerhöchſte Verordnung vom 10. Mai 1872., 0 7 die Re⸗ 
viſion des We wegen Unterhaltung der Drömlings⸗Meliorations⸗ 
werke vom 13. April 1805., durch die Amtsblätter 

für Hannover vom 31. Mai 1872. Nr. 22. S. 181. bis 186., 


der Königlichen Regierung zu Magdeburg vom 15. Juni 1872. 
Nr. 24. S. 178. bis 182. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


